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regeln . In der Folgezeit wurden die Mängel des erſten Militär⸗

hinterbliebenengeſetzes durch eine Anzahl abändernder Geſetze zu

beſeitigen verſucht . Eine und Erweiterung der

geſetzlichen Beſtimmungen brachte das Militärhinterbliebenen —

geſetz vom 17 . Mai 1907 , das mit ſeinen weſentlichen Beſtim⸗

mungen heute noch in Geltung iſt . Eine Novelle zum M. H. G.

iſt in Bälde zu erwarten ! ? )

Die Fürſorge für die Hinterbliebenen der im Krieg Ge —

fallenen wächſt teilweiſe unmittelbar aus der Fürſorge für

bedürftige Kriegerfamilien heraus ; dies iſt namentlich der Fall

bei der reichsgeſetzlich begründeten Unterſtützung bedürftiger

Kriegerfamilien während der Zeit der Einberufung des Er —

nährers der Familie zum Heeresdienſt .

a ) Familienunterſtützung .

Die Familienangehörigen der anläßlich des Krieges zum

Heeresdienſt eingezogenen Militärperſonen der Unterklaſſen haben

unter beſtimmten Vorausſetzungen
—4 Grund des Reichsgeſetzes

vom 28 . Februar 1888 ( R. G. Bl . S . 59 ) Anſpruch auf eine

fortlaufende Unterſtützung ?“ ) .

Zu den unterſtützungsberechtigten Mitgliedern
der Familie gehören in erſter Linie die Ehefrau ( auch ſchuld —

los geſchiedene Ehefrauen ) und die ehelichen Kinder und eltern —

loſen Enkel unter 15 Jahren , ſodann im weiteren Umfange die

Eltern , Großeltern , die Schwiegereltern und die Geſchwiſter , ſofern

dieſe von den ins Feld gezogenen Verwandten weſentlich unter —

ſtützt worden ſind , die Stiefeltern , Stiefgeſchwiſter und Stief —

kinder , die Pflegeeltern und Pflegekinder , wenn das Pflegever —

hältnis bereits vor dem Kriege beſtanden hat und kein Entgelt

bezahlt wird , endlich die unehelichen Kinder der Kriegsteilnehmer ,
wenn die Verpflichtung des Vaters zum Unterhalt irgendwie ,

alſo auch durch eine außergerichtliche Anerkennung der Vater —⸗

ſchaft feſtſteht . Bei Bedürftigkeit kann dem unehelichen Kinde

auch in ſolchen Fällen Familienunterſtützung gewährt werden , in

) S. K. 1917 , Nr . 12, S. 119.

* ) Die Vorſchriften hierüber wurden durch Geſetz vom 4. Auguſt
1914 und vom 30. September 1915 abgeändert und erweitert in Bezug

auf den Kreis der Unterſtützungsberechtigten durch Bundesratsverordnung

vom 21. Januar 1916 , vom 3. Dezember 1916 und vom 20. April 1917 .
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denen der zum Heeresdienſt eingezogene Vater durch eine vor —

mundſchaftsgerichtlich genehmigte Abfindung von der laufenden

Unterhaltungspflicht befreit iſt . Unterſtützungsberechtigt ſind auch
uneheliche , mit in die Ehe gebrachte Kinder der Ehefrau , auch
wenn der Ehemann nicht der Vater iſt ) .

Ausgeſchloſſen vom Bezug der Familienunterſtützung ſind
nur die Familien von Offizieren oder Offiziersrang Beſitzenden ,
da dieſe in der Lage ſind, aus der erhöhten Kriegsbeſoldung
ihre Familien zu unterhalten , ferner die der Kapitulanten ( Berufs⸗

unteroffiziere ) , deren wirtſchaftliche Verhältniſſe im Krieg nicht
andere ſind als im Frieden , endlich in der Regel auch die Familien
von Beamten , Privatangeſtellten , Lehrern , die das bisherige
Einkommen unverändert fortbeziehen , wenn hier nicht die zu —
nehmende Teuerung eine Ausnahme gerechtfertigt erſcheinen läßt .
Auf die Würdigkeit der zu Unterſtützenden kommt es nicht an ,
denn die Familienunterſtützung iſt nicht als Belohnung zu be⸗

trachten , ſondern dient zur Abwehr oder Behebung mißlicher

wirtſchaftlicher Verhältniſſe .
Die Unterſtützungsſätze waren anfangs ſehr nieder

bemeſſen . Im Jahr 1888 betrugen ſie 6 % monatlich für die

Ehefrau , 4 für das Kind , bei Kriegsbeginn wurden ſie auf
9 / und 6 / erhöht , dazu kam für die Frau im Winter noch

ein monatlicher Heizzuſchuß von 3 / , Dieſe Sätze haben eine

wiederholte Erhöhung erfahren ; ſie betragen zur Zeit 20 ,

monatlich für die Ehefrau bezw. Witwe und 10 / für jedes
Kind wie für die übrigen bezugsberechtigten Verwandten . Über

dieſe Mindeſtſätze hinaus hat die gemeindliche Kriegswohlfahrts⸗
pflege das zum Lebensunterhalt Erforderliche zu gewähren ; die

) Der Kreis der Bezugsberechtigten iſt im Laufe des

Krieges andauernd erweitert worden . Zu den ehelichen Kindern kamen

zuerſt die unehelichen , zu den bedingt berechtigten Schwiegereltern auch
die Stiefeltern und Stiefkinder einſchließlich der vorehelichen Kinder der

Ehefrauen , ferner die ſchuldlos geſchiedenen Ehefrauen , ſchließlich wurden

durch die Bundesratsverordnung vom 21. Januar 1917 zuſammenfaſſend
mit den übrigen Neuerungen auch elternloſe Enkel , Stiefgeſchwiſter , Pflege⸗
eltern und Pflegekinder des Kriegers einbezogen , ſoweit ſie durch den

Krieg ihres tatſächlichen Ernährers beraubt worden ſind . An die

Familienangehörigen von Kriegsgefangenen oder Vermißten werden in

der Regel Familienunterſtützungen auch dann weiter bezahlt , wenn ihnen

nach § 23, 2 der Kriegsbeſoldungsvorſchrift die ganze Löhnung des

Ernährers oder ein Teil bewilligt wird .
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Sätze werden durch den Bezirksrat feſtgeſetzt . Nach B . V. vom

2. November 1917 ( R. G. =Bl . S . 985/86 ) ſind die Lieferungs⸗
verbände verpflichtet , aus ihren Mitteln eine nach den örtlichen
Verhältniſſen zu bemeſſende Erhöhung der bis zum J. Oktober

1917 gezahlten Familienunterſtützungen eintreten zu laſſen . Bis

zum Betrage von 5 / ( künftig 10 / ) für jeden Unterſtützten
werden dieſe Erhöhungen vom Reiche wieder zurückerſtattet .
Wegen der weitern Erhöhung der reichsgeſetzlichen Familienunter⸗

ſtützung ſind mit Rückſicht auf die beſtehenden Teuerungsverhält—
niſſe bei den zuſtändigen Stellen Unterhandlungen eingeleitet
worden . Gleichzeitig wird auch der Begriff der Bedürftigkeit
näher erläutert und der Mindeſtſatz der Leiſtungen der Lieferungs⸗
verbände geſetzlich feſtgelegt werden .

Zur Erlangung der Familienunterſtützung ſind im

weſentlichen zwei Bedingungen zu erfüllen : 1. Die Geſuchſteller
müſſen Angehörige eines Kriegsteilnehmers ſein und ſich 2. in

bedürftiger Lage befinden .

Zum Kreiſe der Kriegsteilnehmer gehören die Mann⸗

ſchaften des Beurlaubtenſtandes , und des Landſturmes , ferner

diejenigen , welche ihre aktive Dienſtpflicht erfüllen , endlich die

Freiwilligen auf Kriegsdauer .
Der Begriff der Bedürftigkeit iſt im Geſetz nicht

näher umſchrieben, er hat aberdurch B. V. vom 21 . Januar 1916

eine gewiſſe ziffernmäßige Umgrenzung erfahren
Maßſtab für Bedürftigkeit iſt das ſteuerbare Einkommen ;

ſie wird in der Regel als vorhanden angenommen bei einem

Einkommen bis zu 1000 / in kleinen , 1200 / in mittleren ,
1500 / in größeren Orten , entſcheidet ſich aber im übrigen nach
den geſamten Lebensverhältniſſen der Familie . Die Annahme
der Bedürftigkeit iſt alſo auch in Fällen nicht ausgeſchloſſen , in

denen das Einkommen die angegebenen Grenzen überſchreitet und

kann im einzelnen durch Krankheit , Unglücksfälle , beſonders große
Koſten der Bewirtſchaftung begründet werden . Jedenfalls iſt die

Bedürftigkeit wohlwollend und ohne Kleinlichkeit zu würdigen .
Irgendwelche nachteilige Folgen , wie ſie die öffentliche Armen⸗

unterſtützung nach ſich zieht , hat die Kriegsfamilienunterſtützung
nicht

Die Familienunterſtützung iſt im weſentlichen Reichsunter⸗
ſtützung . Rechtsanſprüche darauf ſind an den zuſtändigen
Lieferungsverband zu richten , dem auch weiterhin alle Auf⸗
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Da dieſe
wendungen , die nach armenrechtlichen Grundſätzen im Frieden

davon d
von den Armenverbänden zu tragen ſind , zur Laſt fallen .

( S. Schweyer , Deutſche Kriegsfürſorge S . 31 . ) )

Mit dem Tode des Kriegsteilnehmers tritt die mili — 77
täriſche Hinterbliebenenverſorgung in Kraft , und damit kommt Rhn
grundſätzlich die Reichsfamilienunterſtützung bedürftiger Familien⸗ 8 amil
angehöriger in Wegfall . Da ſich aber bei der großen Zahl ſehen wi

R

der Anträge die Feſtſetzung der Hinterbliebenenbezüge vielfach in
b 37

4 die Länge zieht , könnte ſehr leicht eine zeitliche Lücke zwiſchen 3
8 dem Fortfall der Familienunterſtützung und dem Bezug der 590

keine H
nach der

lange 1

Frieden⸗

) Das Kriegsunterſtützungsgeſetz vom 28. Februar 1888 iſt dem kommt

preußiſchen Geſetz vom 27. Februar 1850 nachgebildet und beruht auf

dem Grundſatz , daß die ſogenannten Lieferungsverbände nicht nur

Hinterbliebenenverſorgung entſtehen ; das ſoll vermieden werden .

Deswegen wird die Familienunterſtützung bis zur tatſächlichen

Gewährung der militäriſchen Hinterbliebenenverſorgung ausbezahlt .

*
gut , abe

Ihrons
emäß § 17 des Reichsgeſetzes vom 13. Juni 1873 „die notwendigen während

7 8
0 9 5 10 f

Lieferungen zur Füllung der Kriegsmagazine “ zu übernehmen , ſondern kann ; d

nach Bedürfnis auch für die Familien der Daheimgebliebenen zu ſorgen ehelich
5 7 1 5 „

haben ; ihre Leiſtungen werden in der Höhe gewiſſer Mindeſtſätze aus bliebene

Reichsmitteln zurückerſtattet . Der Zeitpunkt dieſer Rückvergütung wird

durch beſonderes Geſetz beſtimmt werden . In Baden wurden die zu einem

Amtsbezirk gehörigen Gemeinden zu einem Lieferungsverband mit körper⸗

ſchaftlicher Berechtigung vereinigt ; gemäß Landesh . Vdg . vom 30. Juni 1892 können !

6 haben dieſe die durch das erwähnte Reichsgeſetz und die durch das Reichs⸗

lichen &

der Hee

geſetz vom 10. Mai 1892 , die Unterſtützung der Familien der zu Friedens⸗ 0

übungen einberufenen Mannſchaften betr . , auferlegten Leiſtungen zu (Gonen
5 meind

übernehmen . werden k
Der Lieferungsverband wird durch den Bezirksrat vertreten . Die 4

Feſtſetzung und Anweiſung der reichsgeſetzlich zu gewährenden Unter⸗ liche K

ſtützungen erfolgt durch den Vorſitzenden unter Mitwirkung eines , vom Verpflich
Bezirksrat zu wählenden , am Amtsſitz wohnhaften Mitgliedes . über In eine

Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Vorſitzenden und im Falle der Meinungs⸗ Beiſdunt
verſchiedenheit zwiſchen dem Vorſitzenden und dem Mitglied entſcheidet vorgeſehe
der Bezirksrat . nichts de

Die zur Deckung der Ausgaben des Verbandes nötigen Geldmittel Unterſtüt
Weiſe er

können durch Umlage auf die zum Verband gehörigen Gemeinden aufge⸗ nachgewi
bracht werden . Die Auszahlung der Unterſtützung erfolgt durch die Vaterſche
Gemeindekaſſe am Wohnort des Unterſtützungsberechtigten . Die Amtskaſſe für den

erſtattet den Gemeinden auf Anweiſung des Bezirksamtes die gezahlten zweifelha
Unterſtützungen , vorbehaltlich des durch das Miniſterium des Innern Abfindun
herbeizuführenden Erſatzes aus der Reichskaſſe . Zu den von den Lieferungs⸗ halte .

verbänden zu gewährenden Pflichtleiſtungen gehört auch die freie ärztliche damit ei

Verſorgung der Familie des Einberufenen , ſoweit eine ſolche nicht von ſtützung

8 der Verh
der Krankenkaſſe zu gewähren iſt .
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Da dieſe vom Todestag des Gefallenen an berechnet wird , müßte

davon die nach dieſem Zeitpunkt bezogene Unterſtützung abgezogen

werden . Zu Gunſten der Hinterbliebenen wurde jedoch durch

Reichsgeſetz vom 30 . September 1915 beſtimmt , daß von der

Anrechnung der nach dem Tode des Ernährers bezahlten

Familienunterſtützung auf die Hinterbliebenenbezüge ⸗
ſehen wird , ſoweit ſi nicht 3 Monate über den Todestag hinau

bezahlt worden iſt “)

Angehörige von Kriegsteilnehmern , denen Familienunter⸗

ſtützung zugebilligt iſt , denen aber nach dem Hinterbliebenengeſetz
keine Hinterbliebenenverſorgung bewilligt werden kann , beziehen

nach dem Tode des Ernährers die Familienunterſtützung ſo

lange weiter , bis der Truppenteil des Verſtorbenen auf den

Friedensfuß zurückgeführt oder aufgelöſt wird . Dieſe Beſtimmung
kommt beſonders Kriegereltern ohne Kriegselterngeld zu —

gut , aber auch ſolchen mit Kriegselterngeld , neben dem wenigſtens
während dreier Monate die Familienunterſtützung bezahlt werden

kann ; dann nützt dieſe Beſtimmung insbeſondere auch den un —⸗

ehelichen Kriegerkindern , die nach dem Militärhinter

bliebenengeſetz und nach der Kriegsbeſoldungsvorſchrift keine geſetz—
lichen Gebührniſſe , ſondern außer einer widerruflichen Zuwendung

der Heeresverwaltung nur dieſe Familienunterſtützung erhalten

können “ ) .

) Die Mindeſtſätze müſſen nach 3 Monaten einbehalten werden ,

während ein etwaiger Zuſchuß ( Mehrleiſtung ) des Lieferungsverbandes
( Gemeinde ) auf die Nachzahlung an Hinterbliebenenverſorgung angerechnet
werden kann . ( Vergl . S. K. 1917 ,Nr . 12, S. 149. )

* ) Für die Inanſpruchnahme der Kriegs
bienſich

durch unehe⸗

hiche Kinder iſt nicht wie in Friedenszeit eine förmliche Feſtſtellung der

Verpflichtung des Vaters zur Gewährung des Unterhalts erforderlich .
In einem an die Bundesregierungen gerichteten Rundſchreiben vom
27. Februar 1915 hat der Reichskanzler anheimgegeben , von der Bei⸗

bringung der in dem Geſetz vom 28. Februar 1888/4 . Auguſt 1914

vorgeſehenen formellen Nachweiſe unter Umſtänden abzuſehen . Es ſei

nichts dagegen einzuwenden , wenn die Feſtſtellung behufs Anweiſung der

Unterſtützung durch Briefe an die uneheliche Mutter oder auf andere

Weiſe erfolge . Auch könne die Unterſtützung dann gezahlt werden , wenn

nachgewieſen werde , daß der Vater des unehelichen Kindes , ohne die

Vaterſchaft anerkannt zu haben und ohne verurteilt zu ſein , freiwillig
für den Unterhalt des Kindes regelmäßig geſorgt habe . Bisher war

zweifelhaft , ob dieſer Anſpruch auch dann geltend gemacht werden könnte ,

wenn ſich der Vater durch eine vom Vormundſchaftsgericht genehmigte
Abfindung (§S 1714 B. G. B. ) von der laufenden Unterhaltungs pflicht befreit
halte . Nunmehr hat ſich der Reichskanzler ( Reichsamt des Innern )
damit einderſtanden erklärt , daß den unehelichen Kindern Familienunter⸗
ſtützung auch in ſolchen Fällen gewährt werden kann , ſofern nach Lage
der Verhältniſſe die Bedürftigkeit anzuerkennen iſt .



Familienunterſtützung neben Hinterbliebenenrente .

Eine beſondere Erleichterung der wirtſchaftlichen Lage wird

einer Kriegerfrau gewährt , die nicht nur ihren Mann verlor ,

ſondern die dem Vaterland noch weitere Opfer bringt : eine

Kriegerwitwe , die einen Sohn im Felde hat , der ſie vor ſeinem
Eintritt in den Heeresdienſt weſentlich unterſtützte , kann für

dieſen noch Familienunterſtützung neben der Hinter⸗

bliebenenrente erhalten , wenn ſie durch den Fortfall der

Unterſtützung ihres Sohnes in Not geraten iſt .

Die Reichsfinanzverwaltung hat ſich weiter damit einver⸗

ſtanden erklärt , daß den zum Bezuge von Kriegswaiſengeld

berechtigten Kriegerwaiſen ( Stiefkindern ) behufs Abwendung einer

Notlage die Familienunterſtützung neben dem Waiſen⸗

geld gezahlt wird , wenn der Stiefvater zum Heeresdienſt ein —

gezogen iſt . Vorausgeſetzt iſt , daß er für die Kinder erſter Ehe

ſeiner Frau vor ſeiner Einberufung zum Heeresdienſt aus eigenen
Mitteln ausreichend geſorgt hat und daß dieſe durch den Wegfall

dieſer Hilfe nach Einziehung des Stiefvaters in eine Notlage

gekommen ſind .
Über Familienunterſtützung und Elterngeld

ſ. S . 45 , 73 und Olshauſen S . 157 .

b) Gnadengebührniſſe .

(§§8 12, 14d , 24 der Beſoldungsvorſchrift . )

Die Löhnung oder das Gehalt des Kriegsteilnehmers wird

nach ſeinem Tode an die Witwe oder ſeine ehelichen oder

legitimierten Kinder als Gnadengebührnis weiter

bezahlt und zwar bei Löhnungsempfängern für 3 Monatsdrittel ,

die auf das Monatsdrittel folgen , in dem der Tod eingetreten iſt ,

bei Gehaltsempfängern für den auf den Sterbemonat folgenden
Monat . Bei letzteren betragen die Gnadengebührniſſe jedoch
nur 7/10 des Feldgehaltes .

Die Vorausſetzung zur Erlangung von Gnadenbezügen iſt

nur , daß der Ernährer während des Militärdienſtes geſtorben

iſt oder für tot erklärt wurde ; unerheblich iſt dabei die Urſache

des Todes . Der Nachweis , daß der Tod infolge einer Dienſt⸗

beſchädigung erfolgte , iſt alſo nicht erforderlich .
Die Gnadengebührniſſe werden jedoch nur bezahlt , wenn ſie

höher ſind als die Hinterbliebenenbezüge . Wenn die Hinter⸗
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